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Öffentliche Bekanntmachung 

des 
Landrats zur Eintragung der von der Meldepflicht befreiten wahlbe-
rechtigten Staatsangehörigen anderer Mitgliedstaaten der  Europäi-

schen Union in das Wählerverzeichnis  
 
 

I. 
 
Am Sonntag, dem 09. Juni 2024, von 8 bis 18 Uhr  
findet 
die Wahl der/des Ortsvorsteherin/Ortsvorstehers - Ortsbürgermeisterin/Ortsbürgermeisters - 
Stadtbürgermeisterin/Stadtbürgermeisters - Bürgermeisterin/Bürgermeisters sowie des Ortsbei-
rats - Gemeinderats - Stadtrats - Verbandsgemeinderats - Kreistags  
und 
am Sonntag, dem 23. Juni 2024, von 8 bis 18 Uhr 
die etwaige Stichwahl  
der/des Ortsvorsteherin/Ortsvorstehers - Ortsbürgermeisterin/Ortsbürgermeisters - Stadtbürger-
meisterin/ Stadtbürgermeisters - Bürgermeisterin/Bürgermeisters  
statt. 
 

II. 

 

Wahlberechtigte Staatsangehörige anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union, die von der 

Meldepflicht befreit und deshalb in der Gemeinde nicht gemeldet sind und daher auch nicht von 

Amts wegen in das Wählerverzeichnis eingetragen werden können, werden hiermit aufgefordert, 

ihre Eintragung in das Wählerverzeichnis bis zum 03. Mai 2024, 12 Uhr, bei der zuständigen 

Verbandsgemeindeverwaltung zu beantragen. 

 

Der Antrag soll nach dem Muster der Anlage 1 a der Kommunalwahlordnung gestellt werden. 

Antragsvordrucke können Sie bei den Verbandsgemeindeverwaltungen erhalten. 

 
Kreisverwaltung Donnersbergkreis 
Kirchheimbolanden, den 11.01.2024 
gez. 
(Rainer Guth) 
Landrat und Kreiswahlleiter 
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Öffentliche Bekanntmachung 

des 
Landrats über die Einreichung von Wahlvorschlägen für die Kommu-

nalwahlen und die Wahl der/des Ortsvorsteherin/Ortsvorstehers – Bür-
germeisterin/Bürgermeisters  

 
 

I. 
 
Aufgrund der §§ 16 und 62 des Kommunalwahlgesetzes (KWG) in Verbindung mit den §§ 23 und 
74 der Kommunalwahlordnung (KWO) fordere ich hiermit zur Einreichung von 
 

Wahlvorschlägen für die Wahlen der Ortsbeiräte, Gemeinderäte, Stadträte, Verbandsgemein-
deräte und des Kreistags sowie von  
Wahlvorschlägen für die Wahl(en) der Ortsvorsteherinnen/Ortsvorsteher - Ortsbürgermeiste-
rinnen/Orts-bürgermeister - Stadtbürgermeisterinnen/Stadtbürgermeister - Bürgermeisterin-
nen/Bürgermeister 
 

auf. 
 

II. 

 

Wahlvorschläge können von Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes und von Wäh-

lergruppen, Wahlvorschläge zur Wahl der/des Ortsvorsteherin/Ortsvorstehers - Ortsbürgermeis-

terin/Ortsbürgermeisters - Stadtbürgermeisterin/Stadtbürgermeisters und Bürgermeiste-

rin/Bürgermeisters auch von Einzelbewerberinnen und Einzelbewerbern eingereicht werden.  

Parteien und Wählergruppen können zur Wahl der/des Ortsvorsteherin/Ortsvorstehers - Ortsbür-

germeisterin/Ortsbürgermeisters - Stadtbürgermeisterin/Stadtbürgermeisters - Bürgermeiste-

rin/Bürgermeisters auch eine gemeinsame Bewerberin oder einen gemeinsamen Bewerber in 

einem gemeinsamen Wahlvorschlag benennen. 

 

Parteiwahlvorschläge und Wahlvorschläge mitgliedschaftlich organisierter Wählergruppen sind in 

einer Versammlung der wahlberechtigten Mitglieder oder Vertreterinnen und Vertreter des Wahl-

gebiets (Ortsbezirk, Gemeinde, Stadt, Verbandsgemeinde, Landkreis), Wahlvorschläge nicht 

mitgliedschaftlich organisierter Wählergruppen in einer Versammlung, zu der die Wahlberechtig-

ten des Wahlgebiets einzuladen sind, in geheimer Abstimmung aufzustellen. Eine gemeinsame 

Bewerberin oder ein gemeinsamer Bewerber kann auch in geheimer Abstimmung einer gemein-

samen Versammlung von wahlberechtigten Mitgliedern/ 

Anhängerinnen und Anhängern/Vertreterinnen und Vertreter der beteiligten Parteien und Wähler-

gruppen gewählt werden. 

 

Neu auftretende Parteien im Sinne des § 16 Abs. 4 KWG müssen spätestens am Dienstag, dem 

16. April 2024, bis 18 Uhr bei der Landeswahlleiterin oder dem Landeswahlleiter Rheinland-Pfalz, 

Mainzer Straße 14 - 16, 56130 Bad Ems, die Teilnahme an der Wahl anzeigen und ihre Eigen-

schaft als Partei im Sinne des Parteiengesetzes gemäß § 24 Abs. 1 KWO nachweisen. 
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III. 

 

Die Wahlvorschläge müssen von einer Mindestzahl von Wahlberechtigten des Wahlgebiets, die 
den Wahlvorschlag unterstützen, unterschrieben sein (Unterstützungsunterschriften), soweit die 
Wahlvorschlagsträger nicht nach § 16 Abs. 3 oder § 62 Abs. 3 Satz 2 KWG davon befreit sind. 
Für jede Wahl darf jeweils nur ein Wahlvorschlag unterschrieben werden. Die Wahlberechtigung 
muss im Zeitpunkt der Unterzeichnung gegeben sein. 

 

Die Wahlvorschlagsträger sind allein verantwortlich, dass eine ausreichende Zahl gültiger Unter-

stützungsunterschriften rechtzeitig eingereicht wird. Nach Ablauf der Einreichungsfrist (Abschnitt 

IV) können Unterstützungsunterschriften nicht mehr geleistet werden. 

 

IV. 

 

Die vollständig unterzeichneten Wahlvorschläge sollen mit allen erforderlichen Anlagen möglichst 

frühzeitig bei der zuständigen Wahlleiterin oder dem zuständigen Wahlleiter oder bei der zustän-

digen Gemeinde-/  

Verbandsgemeinde-/Stadtverwaltung eingereicht werden, Wahlvorschläge für die Wahl des 

Kreistags und ggf. der Landrätin/des Landrats bei der zuständigen Kreisverwaltung. 

 

Die Einreichungsfrist läuft 

am Montag, dem 22. April 2024, 18 Uhr, 

ab. 

 

V. 
 

Nimmt eine nicht im Landtag vertretene Partei oder Wählergruppe im Landkreis an der Kreis-

tagswahl und an mit ihr verbundenen Kommunalwahlen oder lediglich an Verbandsgemeinde-

ratswahlen und an damit verbundenen Wahlen zum Ortsgemeinderat oder Ortsbeirat teil, so er-

hält sie auf Antrag für jede Wahl, an der sie teilnimmt, dieselbe Listennummer. Im Antrag müssen 

die Kennwörter der Wahlvorschläge, für die dieselbe Listennummer beantragt wird, mit Angabe 

des Wahlgebiets, für das der jeweilige Wahlvorschlag gilt, und die Namen der jeweiligen Vertrau-

ensperson und ihrer Stellvertreterin/ihres Stellvertreters aufgeführt werden. Der Antrag ist von 

den Vertrauenspersonen aller beteiligten Wahlvorschläge zu unterzeichnen und möglichst früh-

zeitig, spätestens  

 

am Montag, dem 22. April 2024, 18 Uhr, 

 

bei dem Landrat (siehe Abschnitt VIII, letzter Satz) einzureichen. Der Antrag ist bei dem Vorsit-

zenden des Bezirkstags des Bezirksverbands Pfalz, Bismarckstraße 17, 67655 Kaiserslautern, 

zu stellen, wenn die Partei oder Wählergruppe an mehreren Kommunalwahlen innerhalb des 

Gebiets des Bezirksverbands Pfalz teilnimmt.  
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VI. 

 

Die Bewerberin oder der Bewerber, die oder der durch die Wahl eine Unvereinbarkeit von Amt 

und Mandat nach den Bestimmungen des Kommunalwahlgesetzes begründen würde, ist ver-

pflichtet, eine schriftliche, rechtlich nicht bindende Erklärung abzugeben, ob sie oder er im Falle 

des Wahlerfolgs aus dem Arbeits- oder Dienstverhältnis ausscheidet oder auf das Mandat ver-

zichtet. Die schriftliche Absichtserklärung ist mit dem Wahlvorschlag einzureichen (§ 20 Abs. 1 

Satz 1 Nr. 5 KWG). Sie oder die Verweigerung der Abgabe einer solchen Absichtserklärung wird 

mit den zugelassenen Wahlvorschlägen veröffentlicht (§ 24 Abs. 3 Satz 2 KWG). 

 

VII. 

 

Die Wahlleiterinnen und Wahlleiter der Gemeinden, Städte und Verbandsgemeinden geben in 

ortsüblicher Weise die Zahl der zu wählenden Rats- und Ortsbeiratsmitglieder, die Höchstzahl 

der aufzustellenden Bewerberinnen und Bewerber, die Mindestzahl der Unterstützungsunter-

schriften sowie die Anschrift der Wahlleiterin oder des Wahlleiters bekannt. Parteien und Wähler-

gruppen erhalten auf Anforderung einen Abdruck des Bekanntmachungstextes. 

 

Die Niederschrift über die Aufstellung der Bewerberinnen und Bewerber hat, mit Ausnahme bei 

der Wahl für den Bezirkstag des Bezirksverbands Pfalz, jeweils getrennt nach Frauen und Män-

nern folgende paritätsbezogene Angaben gesondert auszuweisen: die Zahl der wahlberechtigten 

Versammlungsteilnehmerinnen und Versammlungsteilnehmer sowie die Zahl der angetretenen 

und der gewählten Bewerberinnen und Bewerber (getrennt nach Plätzen). 

 

Die öffentlichen Bekanntmachungen der Wahlvorschläge enthalten den im Wortlaut abzudru-

ckenden Text des Artikels 3 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes und den Geschlechteranteil in der 

jeweiligen Vertretungskörperschaft zwei Monate vor der Wahl. Darüber hinaus hat die öffentliche 

Bekanntmachung der Wahlvorschläge bei der personalisierten Verhältniswahl, mit Ausnahme bei 

der Wahl für den Bezirkstag des Bezirksverbands Pfalz, folgende paritätsbezogene Angaben 

gesondert auszuweisen: die Zahl der wahlberechtigten Versammlungsteilnehmerinnen und Ver-

sammlungsteilnehmer sowie die Zahl der angetretenen und der gewählten Bewerberinnen und 

Bewerber (getrennt nach Plätzen). 

 

VIII. 

 

In den Kreistag des Landkreises Donnersbergkreis sind 38 Mitglieder zu wählen.  

 

In einem Kreiswahlvorschlag dürfen höchstens 76 Bewerberinnen und Bewerber benannt wer-

den. Im Wahlvorschlag kann dieselbe Bewerberin oder derselbe Bewerber bis zu dreimal aufge-

führt werden. 

 

Der Wahlvorschlag muss von mindestens 200 zur Kreistagswahl wahlberechtigten Personen un-

terzeichnet sein. Bei Wahlvorschlägen von Parteien und Wählergruppen, auf die § 16 Abs. 3 
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KWG zutrifft,  

bedarf es keiner Unterstützungsunterschriften. 

 

Kreiswahlvorschläge sind bei der Kreisverwaltung Donnersbergkreis, Zimmernummer 308, Uh-

landstraße 2, 67292 Kirchheimbolanden einzureichen. 

 

IX. 

 

Vordrucke für Wahlvorschläge, Versammlungsniederschriften zur Aufstellung der Bewerberinnen 

und Bewerber, Erklärungen der Bewerberinnen und Bewerber, dass sie nicht für dieselbe Wahl in 

einem anderen Wahlvorschlag aufgestellt sind und dass sie ihrer Aufnahme in den Wahlvor-

schlag zustimmen, Bescheinigungen der Wählbarkeit und Absichtserklärungen der Bewerberin-

nen und Bewerber, bei denen durch die Wahl eine Unvereinbarkeit von Amt und Mandat begrün-

det würde, sind bei der zuständigen Verbandsgemeinde- oder Kreisverwaltung gegen Kostener-

stattung erhältlich. 

 

Amtliche Formblätter für Unterstützungsunterschriften werden auf Anforderung von der zuständi-

gen Wahlleiterin oder dem zuständigen Wahlleiter und von der zuständigen Verbandsgemeinde- 

oder Kreisverwaltung kostenfrei abgegeben. 

 

Wird nur ein gültiger Wahlvorschlag oder überhaupt kein Wahlvorschlag eingereicht, so findet 
Mehrheitswahl statt. 

 

Weitere Einzelheiten über die Aufstellung und Einreichung von Wahlvorschlägen sind dem Kom-

munalwahlgesetz und der Kommunalwahlordnung zu entnehmen. 

 
Kreisverwaltung Donnersbergkreis 
Kirchheimbolanden, den 11.01.2024 
gez. 
(Rainer Guth) 
Landrat und Kreiswahlleiter 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

10. Januar 2024   Seite  11 
 

 

 

 

 

Öffentliche Bekanntmachung 

der 
Rechtsverordnung über die Ausweisung des Grabschutzgebietes „Villa 

Schäferwiese“ in Bischheim  
 
 
In der Gemarkung der Gemeinde Bischheim, Verbandsgemeinde Kirchheimbolanden, Donners-

bergkreis.  

 

Aufgrund von § 22 Abs. 1 und 2 des Landesgesetzes zum Schutz der Kulturdenkmäler (Denk-

malschutzgesetz - DSchG) in Verbindung mit § 8 Abs. 4 und 5 DSchG vom 23.03.1978 (GVBl. 

1978, S. 159), zuletzt geändert am 03.12.2014 (GVBl. S. 245) erlässt die Kreisverwaltung Don-

nersbergkreis als Untere Denkmalschutzbehörde gem. § 24 Abs. 2 Nr. 3 DSchG im Benehmen 

mit der Generaldirektion Kulturelles Erbe, Direktion Landesarchäologie, folgende Rechtsverord-

nung: 

 

§ 1 

Unterschutzstellung/Bezeichnung  

 

Das in § 2 dieser Verordnung näher bezeichnete und in der beigefügten Karte durch Umrandung 

gekennzeichnete Gebiet in der Gemarkung Bischheim, in dem archäologische Befunde und Fun-

de zu erwarten sind, wird hiermit gem. § 22 Abs. 1 Satz 1 DSchG als Grabungsschutzgebiet un-

ter Schutz gestellt. Das Grabungsschutzgebiet trägt die Bezeichnung  

„Villa Schäferwiese“ in Bischheim. 

 

§ 2 

Geltungsbereich 

 

Das Grabungsschutzgebiet umfasst die nachfolgend genannten Parzellen innerhalb der Gemar-
kung Bischheim: 

 

(Fdst. Bischheim 9, 17, 68 und 77),  

Parzellen: 2336/1, 2336/2, 2337/1, 2338 TF, 2339 und 2340. 

 

Die beigefügte, den Geltungsbereich des Grabungsschutzgebietes kennzeichnende Karte, ist 
Bestandteil dieser Rechtsverordnung. 
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§ 3 

Beschreibung/ Schutzzweck 

 

Es handelt sich bei dem Grabungsschutzgebiet „Villa Schäferwiese“ in Bischheim, Parzellen wie 

oben angeführt (§ 2 dieser Verordnung), um ein Areal, in dem mit erheblichen archäologischen 

Funden und Befunden aus der Vorgeschichte, speziell der späten Bronzezeit bis jüngeren Eisen-

zeit und der Römischen Kaiserzeit zu rechnen ist.  

 

Seit dem Jahr 1968 bis 2003 fanden auf dem Gewann „Schäferwiese“ mehrere Feldbegehungen 

statt. Diese erbrachte Keramik der Vorgeschichte, Urnenfelderzeit, Hallstattzeit, Latènezeit und 

Römischen Kaiserzeit, außerdem Fragmente von Mahlsteinen, Dachziegelfragmente, Glasscher-

ben, Schlacke, Nägel, verschiedene Eisenfragmente, Tierknochen, römische Münzen, ein Mar-

morbruchstück und einen bronzenen Armreif. 

Im Jahr 1997 fand in einem kleinen Bereich im Nordwesten des Geländes eine Rettungsgrabung, 

ausgelöst durch Erdarbeiten in Zusammenhang mit einer Flurbereinigung für Regenrückhalte-

/Hochwasserbecken, statt. Hierbei konnte eine vorgeschichtliche Siedlung mit etlichen Sied-

lungsgruben aufgedeckt werden. Mehrere Pfostengruben belegen, dass hier mindestens zwei 

Häuser standen. In Befunden des gesamten Areals wurden eine große Menge Keramikscherben 

gefunden, die belegen, dass von der Urnenfelderzeit bis in die Latènezeit an dieser Stelle gesie-

delt wurde. Durch die Grabung konnte jedoch nur ein kleiner Bereich dieser vorgeschichtlichen 

epochenübergreifenden Siedlungsstelle dokumentiert werden. 

 

Der Fundplatz von Bischheim „Schäferwiese“ reiht sich somit in die dichte Villenlandschaft der 

Nord- bzw. Vorderpfalz ein. Er bildet ein Detail in den deutlich wahrnehmbaren Siedlungsketten 

entlang der Wasserläufe (hier: Rußbach und Gutleutbach). Der römische Gutshof wurde sied-

lungsgünstig an einem schwach nach Nordosten hinabfallenden Hang 230 m ü. NN in unmittelba-

rer Wassernähe am westlichen Ufer des Gutleutbach erbaut. Die nächste benachbarte Villa rusti-

ca findet man knapp 1,7 km weiter nordöstlich mit der „Villa Lerztacker“ bei Bischheim.  

Derartige Gutshöfe wurden in der Regel von einer Einfassungsmauer begrenzt, wobei die „Villa 

Vorderberg“ in Büchelberg (Ldkr. Germersheim) dazu einen vollständigen Grundriss liefert. Die 

die Villa umgebende Fläche ist dort ca. 16-Mal größer als die überbaute Fläche des Hauptge-

bäudes (ebenfalls in Fließem, Vierherrenborn, Winningen, Frankfurt a. M. und Wiesbaden 

Neroberg zu beobachten), sodass auch in Bischheim mit einem entsprechend größeren Villen-

areal gerechnet werden muss. So ist um die teilweise erhaltenen Hauptgebäude mit einer Viel-

zahl an Wirtschaftsbauten und einer Umfassungsmauer zu rechnen. 

 

Bei der Erforschung der Siedlungslandschaft der römischen Kaiserzeit sowie der Spätantike (1. 

bis 5. Jahrhundert) kommt den Villen eine wichtige Rolle zu, da sie die typische Bebauungsform 

im ländlich geprägten Hinterland großer städtischer Zentren darstellen. Es ist zusätzlich mit einer 

noch größeren Anzahl bislang nicht belegter Hofanlagen zu rechnen, die sich jedoch über Prog-

nosemodelle ermitteln lassen. Diese beruhen wiederum auf der Normalverteilung nachweisbarer 



 

10. Januar 2024   Seite  13 
 

Villen. Daher ist jede neue, modern gegrabene römerzeitliche Villa rustica wichtig, um die kaiser-

zeitlichen und spätantiken Siedlungsstrukturen der Pfalz in all ihren Facetten darzustellen. Dar-

über hinaus spielen sie eine große Rolle bei Fragen hinsichtlich einer Zäsur oder eines kontinu-

ierlichen Übergangs zu den frühmittelalterlichen, merowingerzeitlichen Hofgründungen. 

 

Damit zählt die Villa rustica von Bischheim „Schäferwiese“ zur römerzeitlichen Villenlandschaft, 

die zum einen für die Beurteilung der Siedlungsgeschichte des ländlich geprägten Raumes der 

Pfalz von der römischen Kaiserzeit bis zur Spätantike und zum anderen auch des Übergangs von 

Spätantike zu Frühmittelalter eine herausragende Stellung einnimmt und daher von besonderer 

wissenschaftlicher und kulturhistorischer Bedeutung ist.  

Die Fundstelle zeigt eindrücklich die Bevorzugung topographisch günstig und reizvoll gelegener 

Plätze für die Siedlungsplatzwahl von der späten Bronzezeit bis in die Römische Kaiserzeit hin-

ein.  

 

 

§ 4 

Genehmigungspflicht, Genehmigungsverfahren 

 

1. Der Genehmigung der Unteren Denkmalschutzbehörde bedarf, wer auf den in § 2 dieser Ver-

ordnung bezeichneten und abgegrenzten Grundstücken Vorhaben durchführen will, die ver-

borgene Kulturdenkmäler gefährden können. Hierzu zählen insbesondere, Aushubarbeiten, 

Grabungen, Bohrungen und sonstige Erdarbeiten jeder Art. Nachforschungen, insbesondere 

Geländebegehungen mit Schatzsuchgeräten sowie Ausgrabungen mit dem Ziel, Kulturdenk-

mäler zu entdecken, bedürfen der Genehmigung der Unteren Denkmalschutzbehörde des 

Donnerbergkreises (§§ 22 Abs. 3 und 21 Abs. 1 DSchG).  

 

2. Der Antrag auf Erteilung der Genehmigung nach § 4 dieser Verordnung ist schriftlich bei der 

Kreisverwaltung Donnersbergkreis, Untere Denkmalschutzbehörde, Uhlandstr. 2, 67292 

Kirchheimbolanden, einzureichen.  

 

3. Die Genehmigung kann unter Auflagen und Bedingungen sowie befristet oder widerruflich 

erteilt werden. Auflagen und Bedingungen können zum Ziel haben, den Eingriff auf ein Min-

destmaß zu beschränken oder nach Beendigung der Maßnahme den ursprünglichen Zustand 

wiederherzustellen. Sofern es erforderlich ist, kann Sicherheitsleistung verlangt werden; dies 

gilt nicht für juristische Personen des öffentlichen Rechts.  

 

4. Durch die Genehmigung werden nach anderen Vorschriften erforderliche Zustimmungen, 

Genehmigungen und Erlaubnisse nicht ersetzt.  

 

5. Die Genehmigung erlischt, wenn nicht innerhalb eines Monats nach Zustellung mit der Aus-

führung der Maßnahme begonnen worden ist. Die Frist kann auf schriftlichen Antrag einmal 

um ein Jahr verlängert werden; die Verlängerung kann mit neuen Bedingungen und Auflagen 

verbunden werden.  

 

6. Maßnahmen der Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz in Erfüllung ihrer Aufga-

ben nach § 25 DSchG sind nicht genehmigungspflichtig.  
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7. Eine landwirtschaftliche Nutzung des unter Schutz gestellten Areals ist weiterhin möglich und 

bedarf keiner denkmalrechtlichen Genehmigung, sofern sich deren Bodeneingriffe auf den 

Mutterboden beschränken. Jegliche tiefer in den Unterboden reichenden landwirtschaftlichen 

Eingriffe sind entsprechend dieser Rechtsverordnung genehmigungspflichtig. 

§ 5 

Auskünfte, Betreten und Untersuchung von Grundstücken  

 

Eigentümer, sonstige Verfügungsberechtigte und Besitzer von Grundstücken haben den Denk-

malschutzbehörden und der Denkmalfachbehörde sowie ihren Beauftragten die zur Erfüllung 

ihrer Aufgaben erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Die genannten Behörden bzw. deren Beauf-

tragte sind berechtigt, Grundstücke zu betreten, Vermessungen und Untersuchungen vorzuneh-

men sowie Fotografien anzufertigen (§§ 6 und 7 DSchG).  

 

 

§ 6 

Anzeigepflicht 

 

1. Die Generaldirektion Kulturelles Erbe, Direktion Landesarchäologie, Außenstelle Speyer, 

Kleine Pfaffengasse 10, 67346 Speyer, ist mündlich oder schriftlich zu benachrichtigen, wenn 

im Grabungsschutzgebiet bewegliche oder unbewegliche Gegenstände (Funde, § 16 DSchG) 

entdeckt werden, von denen anzunehmen ist, dass sie Kulturdenkmäler im Sinne des § 3 

Abs. 1 DSchG sind. Ersatzweise kann auch die Kreisverwaltung Donnersbergkreis, Untere 

Denkmalschutzbehörde, benachrichtigt werden (§ 17 Abs. 1 DSchG).  

 

2. Anzeigepflichtig sind der Finder, der Eigentümer des Grundstückes, der Besitzer des Grund-

stückes, sonstige Verfügungsberechtigte und der Leiter der Arbeiten, bei deren Durchführung 

ein Fund entdeckt wurde. Die Benachrichtigung durch eine dieser Personen befreit die übri-

gen (§ 17 Abs. 2 DSchG).  

 

 

§ 7 

Erhaltung, Übergabe und Ablieferung von Funden 

 

1. Der Fund und die Fundstelle sind bis zum Ablauf einer Woche nach erfolgter Benachrichti-

gung (§ 6 Abs. 1 dieser Verordnung) in unverändertem Zustand zu halten und - soweit mög-

lich - in geeigneter Weise vor Gefahren für die Erhaltung des Fundes zu schützen (§ 18 Abs. 

1 DSchG). 

 

2. Bewegliche Funde sind der Generaldirektion Kulturelles Erbe, ersatzweise auch der Kreis-

verwaltung Donnersbergkreis, Untere Denkmalschutzbehörde, unverzüglich zur Aufbewah-

rung zu übergeben, wenn die Gefahr besteht, dass sie abhandenkommen können (§ 18 Abs. 

2 DSchG).  

 

3. Die Denkmalfachbehörde ist berechtigt, bewegliche Funde zur wissenschaftlichen Bearbei-

tung vorübergehend in Besitz zu nehmen (§ 19 Abs. 2 DSchG).  
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4. Funde, die herrenlos sind oder die so lange verborgen waren, dass ihr Eigentümer nicht mehr 

zu ermitteln ist, werden mit der Entdeckung Eigentum des Landes, wenn sie von besonderem 

wissenschaftlichen Wert sind oder bei staatlichen Nachforschungen oder in Grabungsschutz-

gebieten (§ 22 DSchG) entdeckt werden. 

§ 8 

Duldungspflicht 

 

Eigentümer und Besitzer eines Grundstückes und andere Verfügungsberechtigte über ein  

Grundstück, auf dem ein Fund entdeckt wurde, haben die zur sachgemäßen Bergung des  

Fundes und zur Klärung der Fundumstände notwendigen Maßnahmen zu dulden (§ 19 Abs.  

1 DSchG). 

 

 

§ 9 

Ordnungswidrigkeiten 

 

Wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen die Bestimmungen der §§ 4 bis 8 dieser Rechtsverord-

nung verstößt, handelt ordnungswidrig. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis 

zu 125.000 Euro geahndet werden. Gegenstände, auf die sich eine Ordnungswidrigkeit be-

ziehen oder die zur Vorbereitung oder Begehung einer Ordnungswidrigkeit verwendet worden 

sind, können eingezogen werden. § 33 DSchG über Ordnungswidrigkeiten findet Anwendung.  

 

 

§ 10  

Aufnahme in das Liegenschaftskataster/Denkmalbuch 

 

Die Unterschutzstellung wird gem. § 10 DSchG in das bei der Kreisverwaltung Donners- 

bergkreis geführte Denkmalbuch eingetragen und in das Liegenschaftskataster aufge- 

nommen. 

 

 

§ 11  

Inkrafttreten 

 

Diese Rechtsverordnung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
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Kreisverwaltung Donnersbergkreis 
Kirchheimbolanden, den 15.01.2024 
gez. 
(Rainer Guth) 
Landrat  
 

 

 


